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1. Ausgangslage und Kontext 
Bereits das im September 2024 von der Pflegekammer NRW verabschiedete Positionspapier zur Notwendigkeit 
der Förderung der Pflegewissenschaft adressierte nach aktueller Schließung des pflegewissenschaftlichen 
Institutes in Bielefeld die politisch überfällige Prüfung der Bezuschuss pflegewissenschaftlicher Lehrstühle 
(Pflegekammer NRW, 2024). Die dort formulierten Forderungen v.a. in Bezug auf die Prüfung der wirtschaftlichen 
Landesmittel blieb unbeantwortet. Auch eine Versendung an gesundheitspolitische Sprecher in NRW blieb 
unbeantwortet. 

Das Positionspapier forderte im Detail eine stärkere Förderung der Pflegewissenschaft und Pflegeforschung an 
Hochschulen und Universitäten in NRW – sowohl strukturell als auch finanziell. Es kritisierte die Entwicklung, dass 
pflegewissenschaftliche Institute aufgrund fehlender finanzieller Unterstützung durch das Land geschlossen bzw. 
Fördermittel gekürzt wurden. Diese Entscheidungen stehen auch heute noch im Widerspruch zu den zunehmend 
komplexen Anforderungen an die pflegerische Versorgung und den politischen Zielen zur Professionalisierung der 
Pflege. Während auf Bundesebene weitere gesetzliche Entwicklungen, wie das Gesetz zur Befugniserweiterung 
und Entbürokratisierung in der Pflege (BEEP) sowie das angekündigte Gesetz zur Advanced Practice Nurse Rolle in 
Deutschland, die Akademisierung gemäß der Forderungen des Wissenschaftsrates nach einer 
Akademisierungsquote von 20% bis 2025 forcieren (SVR-Gesundheit, 2024), wirkt gerade der Abbau von 
finanziellen Fördermitteln auf Landesebene diesen gefordertem Aufbau strukturell und grundlegeng entgegen 
(Wissenschaftsrat, 2023). Dies sind politische Entscheidungen, die vermutlich in begrenzten Haushaltgeldern 
begründet liegen. Sie stehen aber der Professionsentwicklung des Berufsstandes entgegen. Unklar ist weiterhin, 
inwieweit die beschriebenen Kürzungen ausschließlich in der Profession Pflege und nicht im gesamten 
Gesundheitssektor vorgenommen wurde.  

Unverändert bleibt auch die Warnung des ursprünglichen Positionspapiers, dass Schließungen 
pflegewissenschaftlicher Institute wie der Universität Bielefeld und Vallendar. Diese Schließungen gefährden die 
Professionalisierung und die Versorgungsqualität.  

Pflegewissenschaftliche Forschung ist notwendig, um praktische Herausforderungen systematisch zu erfassen und 
evidenzbasierte Lösungen zu entwickeln (Powers, 2020). Sie trägt zur besseren Versorgung, höherer Patient*innen-
Zufriedenheit und ökonomischen Effizienz bei (Mazurek Melnyk et al., 2014). Forschung stärkt auch 
Rollenetablierung von Advanced Practice Nurses (APN) mit evidenzbasierter wissenschaftlicher Grundlage. Gerade 
auch aktuelle fehlende Auswertungsmöglichkeiten hinsichtlich eingesetzter Qualifikationsniveaus 5 bis 6 im 
Rahmen des Modellprojektes zur Implementierung der Studie zur Personalbemessung in der stationären 
Langzeitpflege zeigen erneut, dass Akademisierung im pflegerischen Alltag v.a. im ambulanten und 
Akutpflegesektor weiterhin nur eine geringe, bis keine Rolle spielt. Gesetzliche und strukturelle 
Rahmenbedingungen zur Finanzierungsstrukturen fehlen bis dato vollständig (Rothgang et al. 2020). Deutschland 
bleibt damit unverändert in der akademischen Pflege im Vergleich zu anderen Ländern deutlich zurück.  

Die Kürzung von Landesmitteln für pflegewissenschaftliche Institute steht somit im Widerspruch zu den 
individuellen und gesellschaftlichen Versorgungsbedarfen. Diese Einsparungen schwächen die Entwicklung der 
größten Berufsgruppe im Gesundheitswesen, die nicht zuletzt in der Corona Pandemie ihre Systemrelevanz und 
weitreichende Kompetenz unter Beweis gestellt hat (Fawaz, Anshasi & Samaha 2020).   

Die aktuelle Krankenhausreform – insbesondere in Nordrhein-Westfalen – stellt die Versorgungslandschaft vor 
tiefgreifende strukturelle Veränderungen. Parallel dazu gewinnen Konzepte wie Advanced Practice Nursing (APN) 
sowie gesetzliche Entwicklungen zur Befungniserweiterung (BEEP) (s.o.) zunehmend an Bedeutung, um 
Versorgungsqualität, Patient*innensicherheit und Effizienz zu sichern. Diese Entwicklungen erfordern jedoch eine 
klare staatliche Verantwortung zur nachhaltigen Unterstützung von Finanzierung, Forschung und Infrastruktur. 
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Gleichzeitig ist v.a. aktuell zu beobachten, dass Landesmittel derzeit wieder verstärkt zugunsten von kritischen 
Infrastrukturen umgeschichtet werden. Dies geschieht zulasten der Pflegewissenschaft, der akademischen 
Qualifizierung und der strukturellen Weiterentwicklung des Pflegeberufs und damit zulasten der betroffen 
Pflegeempfänger*innen. 

Die Pflegekammer Nordrhein-Westfalen sieht die pflegerische Versorgung in NRW bedroht, wenn 
pflegewissenschaftliche Forschung und akademische Potentiale nicht ausreichend unterstützt werden.  

 

2. Aktuelle Problemlagen 

2.1 Fehlende Daten und strukturelle Unsichtbarkeit 

Während sich bereits erste akademische, pflegeempfängernähe Berufsausprägungen der Profession in der Praxis 
etabliert haben, fehlen belastbare Zahlen zur Wirksamkeit und Verbreitung von APN in Deutschland weitgehend. 
Dies liegt unter anderem daran, dass Einrichtungen der Akutversorgung zwar zunehmend akademisiertes 
Pflegepersonal refinanziert im Management einstellen, klinische APN-Stellen jedoch kaum bzw. fast ausschließlich 
an Unikliniken implementiert werden. Im ambulanten Sektor erfolgt eine dauerhafte Implementierung von 
akademischen Rollenprofilen, wie Bachelor-Absolvent*innen oder Community Health Nurses bis dato nur über 
Modellprojekte und nicht in der Regelfinanzierung (Mendel & Feuchtinger, 2012). Ein Fakt, der die Attraktivität 
akademischer Berufsentwicklungen von Pflegefachpersonen hemmt, zumal die Ausbildungskosten zumeist selbst 
getragen werden.  Ohne Implementierung entstehen keine validen Versorgungsdaten – ein zentrales 
Argumentationsdefizit im politischen und finanziellen Diskurs. 

2.2 Unzureichende Finanzierung der Studiengänge 

Die staatlichen Mittel zur Finanzierung pflegewissenschaftlicher Studiengänge sind unzureichend. Statt einer 
strategischen Ausweitung werden Budgets auf Landesebene gekürzt, was unmittelbar zum Abbau von 
Studienplätzen, zur Schließung von Instituten, und zu einem Rückgang qualifizierten Lehrpersonals führt. Ohne 
diese Strukturen ist eine Ausbildung des gemäß des Wissenschaftsrats geforderten Personalschlüssels von 20% 
grundsätzlich nicht möglich. Politische Reformen, wie das APN-Gesetz damit vor Beginn zum Scheitern verurteilt. 
Diese Entwicklung erfolgt bislang weitgehend ohne breite fachliche oder politische Kritik. 

2.3 Personalbudgets und fehlende Implementierung in der Praxis 

In den Einrichtungen der verschiedenen Versorgungssettings der Profession ist eine Budgetverhandlung für 
akademisiertes Pflegepersonal abseits der Management- sowie Pädagogik-Ebene faktisch nicht möglich. 
Pflegebudgets der Kliniken berücksichtigen nahezu ausschließlich die direkte Arbeit an Patient*innen. 
Pflegewissenschaftliche Tätigkeiten, APN-Rollen, Forschung und Entwicklung bleiben vollständig unberücksichtigt 
bzw. müssen in Verhandlungen individuell begründet werden. Gerade vor den aktuellen Diskursen zur Abschaffung 
des ungedeckten Pflegebudgets (DPR, 2025) ein gefährlicher Trend, der die Implementierung dieser 
Professionsausprägungen bei nur geringfügiger Berücksichtigung in Personalbemessungsinstrumenten, wie PPR 
2.0, zukünftig weiter in Frage stellt. 

Insbesondere im Bereich der Langzeitpflege (SGB XI) können Einrichtungen Akademisierung nicht budgetwirksam 
argumentieren z. b. im Rahmen von PeBeM, da gesetzliche Rahmen, wie der §113 c SGB XI, pflegewissenschaftliche 
Erkenntnisse zur Notwendigkeit der Implementierungen vollständig unberücksichtigt lassen (Rothgang et al. 2020). 
Dies verhindert strukturell die Umsetzung evidenzbasierter Pflegekonzepte. 
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2.4 Forschungslücke und fehlende Infrastrukturen 

Evidenz entsteht nicht allein im Versorgungsalltag, sondern benötigt gezielte Forschungsinfrastrukturen. Aktuell 
fehlen umfassend gezielte Fördermittel für Pflegeforschung, eine Gleichstellung mit der ärztlichen Forschung auf 
Augenhöhe sowie klinische Professuren und akademische Lehrkrankenhäuser analog der Medizin. 
Promotionsangebote für Pflegefachpersonen gehen immer weiter zurück und bedeuten für Promovierende, v.a. in 
der direkten klinischen Versorgung enorme Mehraufwände, die oft mit Vollzeitbeschäftigungen nicht vereinbar 
sind. 

In der Folge entsteht ein Teufelskreis aus wenig vorhandener Forschung damit einhergehender geringer Evidenz 
sowie weniger Ausbildungsmöglichkeiten für Lehrpersonal und den damit nur eingeschränkt zur Verfügung 
stehenden Studienplätzen. So erfährt Evidenz, die aktuell im Wesentlichen schon nur noch über Studierende aus 
und in die Praxis gelangt, wenig Anerkennung und Innovationen werden gehemmt.  

Besonders betroffen ist die Pflegewissenschaft außerhalb der Psychiatrie, die derzeit bessere Rahmenbedingungen 
aufweist. 

2.5 Benachteiligung bei Drittmitteln 

Pflegewissenschaft wird nach Angabe von Praxispartner*innen zudem bei der Vergabe von Drittmitteln strukturell 
benachteiligt. Förderprogramme sind häufig nicht explizit für den Bereich der Pflege geöffnet oder setzen Kriterien 
voraus, die pflegewissenschaftliche Antragsteller*innen faktisch ausschließen. Eine verbindliche Verankerung der 
Pflege in Förderkriterien ist zwingend notwendig, um eine Arbeit auf Augenhöhe mit Medizin und anderen 
Gesundheitsfachberufen zu ermöglichen. 

 

3. Mögliche strukturelle Fehlentwicklungen im Bildungsbereich 
Im Bereich der pflegewissenschaftlichen Bildung zeigen sich zunehmend strukturelle Veränderungen, die die 
nachhaltige Etablierung akademischer Pflegeberufe erheblich beeinträchtigen können. Die verstärkte Ansiedlung 
pflegewissenschaftlicher Studiengänge an medizinischen Fakultäten führt nicht automatisch zu verbesserten 
Rahmenbedingungen für Pflegewissenschaft und Pflegeforschung. Vielmehr besteht die Gefahr, dass 
pflegespezifische Fragestellungen, Methoden und Entwicklungsbedarfe gegenüber medizinischen Interessen in 
den Hintergrund treten und die pflegewissenschaftliche Eigenständigkeit geschwächt wird. 

Gleichzeitig sinkt die Attraktivität pflegewissenschaftlicher Studienangebote, insbesondere im Kontext von 
Privatstudiengängen oder projektfinanzierten Modellvorhaben, wenn Absolvent*innen nach Abschluss ihres 
Studiums keine verlässlichen und dauerhaft regelfinanzierten Arbeitsplätze vorfinden. Das notwendige individuelle 
Investment in ein akademisches Studium steht dann in keinem angemessenen Verhältnis zu unsicheren beruflichen 
Perspektiven. Dies wirkt sich unmittelbar auf die Studiennachfrage und damit langfristig auf die Verfügbarkeit 
akademisch qualifizierter Pflegefachpersonen aus. 

Der Transfer wissenschaftlicher Erkenntnisse in die Versorgungspraxis erfolgt derzeit nahezu ausschließlich über 
Studierende und einzelne engagierte Akteur*innen. Strukturelle Brücken zwischen Wissenschaft und Praxis, wie 
etwa klinische Professuren oder akademische Lehrkrankenhäuser, fehlen weitgehend. Dadurch bleibt der 
Wissenstransfer zufällig, personengebunden und nicht nachhaltig abgesichert. Die zunehmende Durchlässigkeit 
zwischen Universitäten und Hochschulen ist dabei weniger Ausdruck einer strategischen Weiterentwicklung, 
sondern vielmehr eine Folge fehlender klarer Zuständigkeiten und langfristiger Strukturentscheidungen. 
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Insgesamt fehlt es im Bildungsbereich an einer kohärenten, langfristig angelegten Strategie zur Stärkung der 
Pflegewissenschaft. Ohne verlässliche institutionelle Strukturen, klare Karrierewege und eine gesicherte 
Verzahnung von Lehre, Forschung und Praxis droht die weitere Erosion akademischer Pflegebildung und damit eine 
Schwächung der professionellen Pflege insgesamt. 

 

4. Fehlende politische Verzahnung 
Zentrale Reformziele (z. B. CHN, APN) werden gesundheitspolitisch eingefordert, von den weiterführenden 
Ministerien bildungs- und wissenschaftspolitisch jedoch nicht hinterlegt. Insbesondere fehlt eine abgestimmte 
Finanzierungsstruktur zwischen Gesundheitsministerien, Wissenschafts- und Kulturministerien sowie 
Bildungsministerien. 

Die Folge ist ein struktureller Stillstand trotz klarer gesetzlicher Zielsetzungen bei fehlender Kommunikation der 
verschiedenen politischen Akteur*innen zu Lasten der Profession Pflege. 

 

5. Notwendigkeit eines erneuerten Positionspapiers 
Aufgrund fehlender Rückmeldungen auf das frühere Positionspapier (Pflegekammer NRW, 2024), fortschreitender 
gesetzlicher Entwicklungen und ausbleibender Verbesserungen für die Betroffenen ist ein erneuertes, geschärftes 
Positionspapier der Pflegekammer notwendig. Dieses wird im Prozess eng mit der Überarbeitung bestehender 
Positionspapiere (APN und PeBeM) verknüpft und aktiv in den Dialog mit dem Ministerium für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales NRW (MAGS) eingebracht. 

 

6. Zentrale Forderungen 
1. Nachhaltige Landesfinanzierung für pflegewissenschaftliche Studiengänge und 

Forschungsinfrastrukturen. 

2. Verankerung von APN und Pflegewissenschaft in Personal- und Pflegebudgets, auch im SGB XI. 

3. Gleichberechtigter Zugang der Pflegewissenschaft zu Drittmitteln und Förderprogrammen. 

4. Verbindliche ministerielle Verzahnung von Gesundheits-, Bildungs- und Wissenschaftspolitik. 

5. Nutzung vorhandener Daten (z. B. Wissenschaftsrat) zur Akademisierungsquote in der Pflegepraxis als 
Grundlage für politische Steuerung. 

 

7. Fazit 
Ohne eine gezielte strukturelle, finanzielle und politische Stärkung der Pflegewissenschaft drohen zukünftige 
gesetzliche Entwicklungen ihre Ziele so zu verfehlen, wie die für 2025 geforderte Akademisierungsquote des 
Wissenschaftsrates von 20%. APN, evidenzbasierte Pflege und akademische Qualifizierung sind keine 
Zusatzoptionen, sondern zentrale Voraussetzungen für eine zukunftsfähige Gesundheitsversorgung. 
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